
Richtlinien über die Gewährung von Billigkeitsleistungen zum Ausgleich von Schäden 

im öffentlichen Personennahverkehr im Zusammenhang mit den durch den russischen 

Angriffskrieg stark gestiegenen Energiekosten 

(Richtlinien Energiekostensteigerungen ÖPNV) 

 
Runderlass des Ministeriums für Umwelt, Naturschutz und Verkehr 

des Landes Nordrhein-Westfalen 
vom 22. März 2023 

 

1  
Rechtsgrundlage  
Zum Ausgleich von Schäden der Aufgabenträger und Verkehrsunternehmen im öffentlichen 

Personennahverkehr (ÖPNV) einschließlich des Schienenpersonennahverkehrs (SPNV) im 
Zusammenhang mit den durch den russischen Angriffskrieg extrem gestiegenen 
Energiekosten gewährt das Land nach Maßgabe dieser Richtlinien und § 53 der 
Landeshaushaltsordnung (LHO) Billigkeitsleistungen.  

Es besteht kein Rechtsanspruch auf Gewährung der Leistung. Die Bewilligungsbehörde 
entscheidet aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens diskriminierungsfrei im Rahmen der 
verfügbaren Haushaltsmittel.  

 

2  
Gegenstand der Billigkeitsleistungen  
Die Billigkeitsleistungen sind ein finanzieller Beitrag an die Aufgabenträger im ÖPNV in 
Nordrhein-Westfalen zum Ausgleich von Mehrausgaben im Jahr 2023 aufgrund der durch den 

russischen Angriffskrieg auf die Ukraine extrem gestiegenen Energiekosten. 
 

3  
Empfänger der Billigkeitsleistung  
3.1 
Empfänger sind die Aufgabenträger nach § 3 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes über den 
öffentlichen Personennahverkehr in Nordrhein-Westfalen (ÖPNVG NRW) für die Schäden 
nach 5.4.1 sowie die Kooperationsräume nach § 5 Absatz 1 ÖPNVG NRW für die Schäden 

nach 5.4.2.  
3.2 
Soweit Aufgabenträger nach § 3 Absatz 1 Satz 1 ÖPNVG NRW ihre Aufgaben oder Teile 
davon übertragen haben, sind die Delegationsnehmer Empfänger der Billigkeitsleistung. 

 

4  
Voraussetzungen  
Soweit die Empfänger für Verkehrsleistungen nicht selbst das wirtschaftliche Risiko tragen, 

leiten sie die Billigkeitsleistungen an die das wirtschaftliche Risiko tragenden 
Verkehrsunternehmen in entsprechender Anwendung der Nummer 5.4 weiter, die ihrerseits 
die Mittel an die Subunternehmen weiterleiten. Das Verfahren zur Weiterleitung der Mittel ist 
so auszugestalten, dass damit eine transparente und den gesetzlichen Bestimmungen, 
insbesondere dem Gleichbehandlungsgrundsatz und dem Beihilferecht der Europäischen 

Union genügende Mittelverwendung gewährleistet wird.  
 

5  
Art und Umfang, Höhe der Billigkeitsleistung  

5.1  
Bei der Leistung handelt es sich um eine Billigkeitsleistung gemäß § 53 LHO  



5.2  
Bei der Finanzierungsart handelt es sich um einen anteiligen Ausgleich der ausgleichsfähigen 
Schäden in Form von Festbeträgen.  
5.3  

Die Billigkeitsleistung wird in Form einer Zuweisung bzw. eines Zuschusses gewährt.  
5.4  
Folgende Schäden werden ausgeglichen: 
5.4.1  

Schäden wegen gestiegener Energiekosten im ÖPNV mit Ausnahme des SPNV:  
5.4.1.1 
Schäden im Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen: 
Ausgeglichen wird ein Betrag von 0,11 Euro für jeden für das Jahr 2020 nach Maßgabe des § 

11 Absatz 2 Satz 3 Nr. 1 ÖPNVG NRW ermittelten Rechnungswagenkilometer.  
5.4.1.2 
Schäden im Verkehr mit leitungsgebundenen Fahrzeugen: 
Ausgeglichen wird ein Betrag von 0,05 Euro für jeden für das Jahr 2020 nach Maßgabe des § 

11 Absatz 2 Satz 3 Nr. 1 ÖPNVG NRW ermittelten Rechnungswagenkilometer. 
5.4.2  
Schäden wegen gestiegener Energiekosten im SPNV: 
5.4.2.1 

Der Kooperationsraum gemäß § 5 Absatz 1 Buchstabe a) ÖPNVG NRW erhält 58.487.167,70 
Euro. 
5.4.2.2 
Der Kooperationsraum gemäß § 5 Absatz 1 Buchstabe b) ÖPNVG NRW erhält 28.762.692,54 

Euro. 
5.4.2.3 
Der Kooperationsraum gemäß § 5 Absatz 1 Buchstabe c) ÖPNVG NRW erhält 33.003.353,51 
Euro. 

 

6  
Verfahren, Verwendungsnachweis, Prüfung, Auskunftspflichten 
6.1  

Ein Antrag auf Gewährung der Billigkeitsleistung ist nicht erforderlich.  
Empfänger gemäß Nummer 3.2 haben gegenüber der Bewilligungsbehörde die Delegation bis 
zum 31.03.2023 anzuzeigen und zu belegen, soweit sie noch nicht für die Gewährung der 
ÖPNV-Pauschale nach § 11 Absatz 2 ÖPNVG NRW gilt.  

6.2  
Bewilligungsbehörde ist die Bezirksregierung, in deren Bezirk der Empfänger seinen Sitz hat.  
6.3 
Es ist sicherzustellen, dass bei Weiterleitung der Billigkeitsleistungen an 

Verkehrsunternehmen eine Überkompensation der aus der Steigerung der Energiepreise 
resultierenden wirtschaftlichen Nachteile ausgeschlossen ist.  
6.4  
Die Empfänger sind darauf hinzuweisen, dass es sich bei den Angaben um 
subventionserhebliche Tatsachen im Sinne von § 264 des Strafgesetzbuches handelt und dass 

Subventionsbetrug nach dieser Vorschrift strafbar ist. Eine Doppelförderung ist 
ausgeschlossen.  
6.5  
Billigkeitsleistungen, die über den reinen Schadensausgleich hinausgehen, sind vom 

Empfänger zurückzufordern. In der Regel sind die zurückgeforderten Beträge nicht zu 
verzinsen, wenn sie in der gesetzten Frist erstattet werden.  



6.6 
Die bewilligte Billigkeitsleistung gilt mit der Auszahlung grundsätzlich als 
zweckentsprechend verwendet. Es wird kein gesonderter Verwendungsnachweis gefordert. 
Die Bewilligungsbehörde behält sich vor, die zweckentsprechende Verwendung der Leistung 

stichprobenartig und bei Vermutung zweckfremder Nutzung zu prüfen. 
6.7 
Der Landesrechnungshof ist berechtigt, bei den Empfängern Prüfungen im Sinne des § 91 der 
LHO durchzuführen. 

6.8 
Unterlagen müssen zwecks Prüfung zehn Jahre lang ab Gewährung aufbewahrt werden. 
 

8  
Inkrafttreten/Außerkrafttreten Dieser Runderlass tritt am Tag nach der Veröffentlichung in 
Kraft und am 31. Dezember 2023 außer Kraft. 


